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Sitzungsnummer: GR/31/2026
Bearbeiter: AL Riedler Christoph

E-Mail: gemeinde@seewalchen.eu

VERHANDLUNGSSCHRIFT

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates

der Marktgemeinde Seewalchen a.A, am Donnerstag, den 29.01.2026 um 19:00 Uhr

im Rathaussaal, Rathausplatz 1 , 4863 Seewalchen am Attersee.

Anwesende:

ÖVP - Fraktion

FPÖ - Fraktion

SPÖ - Fraktion

Grüne - Fraktion

Schriftführer

1. BGM. Bgm. Gerald Egger, MBA ÖVP
2. VBGM. Klaudia Haberl ÖVP
3. GV. Markus Kitzberger ÖVP
4. GR. Gerald Filimon ÖVP
5. GR. Markus Muhr ÖVP
6. GR. Ing. Harald Mayrhofer ÖVP
7. GR. Ing. Martin Günther ÖVP
8. GR. Mag.Dr. Bernhard Roither ÖVP
9. GR. Gudrun Melik ÖVP
10. GRE. Wolfgang Kickinger ÖVP Vertretung für Herrn Peter Reiter
11. GR. Jakob Moser ÖVP
12. GRE. Christoph Gingl ÖVP Vertretung für Frau Mag. Maria Dachs
13. GR. Sebastian Kritzinger ÖVP

14. GR. Karin Hemetsberger FPÖ
15. GR. Mag. Erich Kaniak FPÖ
16. GV. Mag. Irene Autengruber FPÖ
17. GR. Bernhard Niedermayr FPÖ
18. GRE. Walter Sailer FPÖ Vertretung für Frau Liane Mangold

19. VBGM. Jürgen Kirchberger SPÖ
20. GV. Ing. Kurt Berger SPÖ
21. GR. Kerstin Zoister SPÖ
22. GR. Harald Huber SPÖ
23. GR. Aleksandar Jovanovski SPÖ
24. GR. Rudolf Stockinger SPÖ
25. GR. Ursula Klein SPÖ

26. GV. Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
27. GR. Dipl.-Ing. Christian Hotwagner GRÜNE
28. GR. Mag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
29. GR. Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
30. GR. MMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE
31. GR. Mag. Bernhard Strauch GRÜNE

AL. Christoph Riedler, MSc
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Zuhörer: 3

Keine Wortmeldungen bei der Bürgerfragestunde.

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung vom ihm einberufen wurde;

b) die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hierzu an alle
Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich (perMail bzw. Post) am
22.01.2026 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

c) die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage
öffentlich kundgemacht wurde;

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

e) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 16.12.2025 bis zur heu-
tigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgel-
egen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verha-
ndlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden kön-
nen.

f) Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Christoph Riedler bestimmt.

g) Für die Unterfertigung der letzten Verhandlungsschrift vom 16.12.2025 werden
folgende Gemeinderatsmitglieder der Fraktionen bekannt gegeben:

Für die ÖVP-Fraktion: GV. Markus Kitzberger
Für die SPÖ-Fraktion: GV. Ing. Kurt Berger
Für die FPÖ-Fraktion: GV. Mag. Irene Autenfruber
Für die GRÜNE-Fraktion: GV. Claudia Hauschildt-Buschberger

h) Der Tagesordnungspunkt 3.1 wird gemäß Oö. Gemeindeordnung § 46 Abs-4 vom
Vorsitzenden abgesagt.

I. B E R I C H T E

a. Der Ruderverein erhält für den Ankauf eines Ruderbootes im Jahr 2026 eine Förde-
rung in der Höhe von 900,00 € durch Wirtschaftslandesrat Achleitner.

b. Es werden dringend zusätzlichen Kapazitäten für Allgemeine Sonderschulen (ASO)
imBezirk Vöcklabruck benötigt. Die bestehenden Standorte in Vöcklabruck undMo-
ndsee sind räumlich ausgeschöpft, während die Zahl der Kinder mit sonderpädag-
ogischem Förderbedarf kontinuierlich steigt. Gesetzliche Grundlagen sichern den
Eltern die Wahl zwischen inklusiver Beschulung und Sonderschule, wobei viele
Familien aufgrund der spezialisierten Ausstattung, Fachkompetenz und geeigneter
Lernumgebungen Sonderschulen bevorzugen. Da eine Erweiterung der bestehe-
nden Standorte nicht mehr möglich ist, wird die Errichtung einer dritten ASO mit 8
Klassen angestrebt. Als Standort wurde St. Georgen im Attergau gewählt, insbeso-
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ndere aufgrund der zentralen Lage im Bezirk und der Anbindung an Volks- undMit-
telschule. Grundsätzlich geht es darum, die 90 % Förderung in Anspruch zu
nehmen. Die verbleibenden 10 % der Errichtungskosten werden von allen Gemei-
nden im Bezirk gemeinsam getragen.

c. Der Sozialausschuss verfügt gemäß Beschlussrecht über 4.000 €. Zusätzlich wu-
rden 10.000 € budgetiert, die ursprünglich für den Jugendbus vorgesehen waren.
Über diese Mittel hat jedoch der Gemeindevorstand zu entscheiden; sie können
daher lediglich im Ausschuss beraten werden.

d. Bericht gemäß § 58 Abs.9 Stellungnahme: BHVBN-2025-3331228/9-See
WRHV Lenzing - Lenzing AG, Werkstraße 2, 4860 Lenzing
Errichtung eines Ansaugbauwerks, einer Ansaugleitung und einer Pumpenanlage
zur Entnahme von Atterseetiefenwasser "Temperaturkompensation Ager" auf
Grst.-Nr. 2717/1, 3101/1, 3102/1, KG Litzlberg – Stellungnahme der Gemeinde zum
Naturschutzverfahren

„Sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen der geplanten Errichtung eines Ansaugbauwerkes, einer Ansaugleitung
und einer Pumpenanlage zur Entnahme von Atterseetiefenwasser für das Projekt
„Temperaturkompensation Ager“ möchten wir unsere Stellungnahme abgeben.Bei
der Projektierung der geplante Maßnahme, sollte der Eingriff mit Bedacht auf das
als Denkmalschutzgebiet ausgewiesene Fläche gelegt werden Schutzzone der Pf-
ahlbauten im Attersee. Ein zentrales Anliegen stellt der Bereich des Grundstücks
Nr. 3102/1, KG Seewalchen dar, der innerhalb einer definierten Schutzzone für die
unter Wasser liegenden Pfahlbauten im Attersee liegt. Diese Pfahlbauten sind von
internationaler Bedeutung und zählen zumUNESCO-Weltkulturerbe. Die geplanten
Grabungs- und Baumaßnahmen in diesem sensiblen Bereich könnten nicht nur zu
erheblichen Schäden an diesen Kulturdenkmälern führen, sondern auch zu langfri-
stigen, irreparablen Verlusten an historischem Erbe. Wir möchten darauf hinwei-
sen, dass jede Veränderung innerhalb dieser Schutzzone mit besonderer Vorsicht
und unter strenger Berücksichtigung des Denkmalschutzes durchgeführt werden
sollen.

Empfehlung zur archäologischen Begleitung: Vor dem Hintergrund des hohen
archäologischen Werts dieses Gebiets halten wir es für unerlässlich, dass säm-
tliche Grabungsarbeiten am Seegrund durch eine international übliche archäologi-
sche Tauchbegleitung überwacht werden. Dies würde nicht nur sicherstellen, dass
mögliche Funde unverzüglich dokumentiert werden, sondern auch, dass die zu ei-
nermöglichst geringen Zerstörung der unterWasser liegenden historischen Artef-
akte führen.Wir sind der Ansicht, dass dieseMaßnahme eine notwendige Vorsicht-
smaßnahme darstellt, um den Verlust von Kulturgut zu verhindern.Wir stehen hin-
ter den geplante Maßnahmen sehen es aber ebenso als wesentliche Faktoren der
in den Planungsprozess einbezogenwerdenmuss! Es liegt im gemeinsamen Inter-
esse, der Region auch zukünftig als kulturell und ökologisch wertvolles Gut erhal-
ten bleibt.Wir bitten Sie daher, die erforderlichen Schritte zu unternehmen, umeine
genaue Prüfung aller relevanten Aspekte sicherzustellen und das Projektmit größ-
ter Sorgfalt und Verantwortung umzusetzen.“
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a. Journaldienst im Kindergarten Seewalchen

Im Zeitraum von 24.08. bis 31.08. wird im Kindergarten Seewalchen kein Journaldi-

enst angeboten. Grund dafür ist die geplante Übersiedlung in das Containerdorf.

Aufgrund dieser Schließzeit wird der Landesbeitrag gekürzt, da der Kindergarten

dadurch nicht die erforderlichen 47 Öffnungswochen erreicht.

b. Für das Schuljahr 2026/2027wird eine Schulaufsicht gesucht.Wird keine gefunden

kann dies nicht mehr angeboten werden.

c. Termin für die GemeindeRADSitzung findet am 25.06.2026 statt.

d. Projekt – Sanierung Ufersammler

Der Ufersammler im Bereich vom Pumpwerk bei der Autobahnauffahrt bis zum

Beginn der Promenade (ca. 280 m) befindet sich seit Jahren in einem sehr schlech-

ten baulichen Zustand und ist dringend sanierungsbedürftig. Bereits 2019wurde er

im Zuge der Zonenüberprüfung (Zone 2) gereinigt und inspiziert, der Zustandsbe-

richt im Dezember 2019 an die Behörde übermittelt. Eine Sanierung wurde jedoch

aus Kostengründen mehrfach verschoben. Ursprünglich geplante Sanierungen

(2020–2021) wurden zurückgestellt, da andere Bauabschnitte Priorität hatten. Da

frühere TV-Inspektionen nur das Trockenwettergerinne erfassten, wurde der tat-

sächliche Zustand unterschätzt. Bei einer Begehung im Jahr 2023 zeigte sich ein

deutlich schlechterer Zustand als angenommen: starke Infiltrationen, beschädigte

oder fehlende Sohlschalen sowie eingestürzte Zuläufe. Eine grobe Kostenschä-

tzung aus 2023 ergab rund 600.000 € allein für die Sanierung des Hauptkanals,

ohne Anschlussleitungen. Aufgrund dieser hohen Kosten wurde die Sanierung vor-

erst abgebrochen und zunächst nicht offiziell an die Behörde gemeldet. Im Zuge der

technischen Kollaudierung 2025 wurde der Behörde mündlich mitgeteilt, dass die

Sanierung noch nicht erfolgt ist. Dabei wurde auf mögliche haftungs- und verwal-

tungsstrafrechtliche Konsequenzen hingewiesen. Für 2026 ist eine erneute Sanie-

rung der Zone 2 geplant, jedoch weiterhin ohne den Ufersammler. Spätestens mit

der nächsten verpflichtendenMeldung an die Behörde im Juli 2027wird offiziell er-

sichtlich sein, dass der Ufersammler noch nicht saniert wurde. In einer Bespr-

echung vom 28.01.2026 wurde festgelegt, die Sanierung des Ufersammlers

möglichst noch 2026 umzusetzen. Vorgesehen sind weitere Abstimmungen mit

Gemeinde, Verband und Straßenmeisterei, eine Inspektion der Anschlussleitungen

sowie vorbereitende Reinigungsarbeiten. Eine Förderung von insgesamt 17 % der

förderfähigen Kosten ist möglich. Eine Ausschreibung wird in der nächsten GV vo-

rbereitet und m GR – beschlossen. Die Finanzierung ist nur über Kredit möglich.

II. B E S C H L Ü S S E D E S G EM E I N D E V O R S T A N D E S

e. Die Anrechnung der Vordienstzeiten von Frau Heidelore Doblhofer im Ausmaß von

1.572 Punkten sowie die Umreihung in die Gehaltsdienstklasse GD25, Gehaltstufe 4,

zu beschließen.

f. Dem Imkerverein AtterseeNord eine Fläche imAusmaßvon 10–15m² bis aufWider-

ruf als Lagerraum zur Verfügung zu stellen.
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III. T A G E S O R D N U N G

1. BUDGET
1.1. Nachtragsvoranschlag 2026 inkl MEFP

1.2. Genehmigung des Finanzierungsplanes Kindergarten-Neubau

1.3. Neuerlass der Feuerwehr-Gebührenordnung

2. PERSONAL
2.1. Nachwahlen GRÜNE-Fraktion - Mandatsverlust Dipl.Ing. Leonhard Eitzinger-Lange

3. FÖRDERWESEN
3.1. Ansuchen der FF. Kemating Kostenübernahme bei der Neuanschaffung von Atem-

schutzgeräten
4. RAUMORDNUNG

4.1. Aufhebung der 2. Verlängerung des Neuplanungsgebietes "Ortskern" - Beschlussfa-
ssung

4.2. Verlängerung des Neuplanungsgebietes "Ortskern" - Beschlussfassung

4.3. Baulandsicherungsvertrag Krempler - Beschlussfassung

4.4. Raumordnungsprogramm für die Region Gmunden-Vöcklabruck (Grünzonen) – Anh-
örungsverfahren und Verfahren betreffend den Konsultationsmechanismus

4.5. Umwidmung Nr. 5.24 von Dorfgebiet mit SP1 in Dorfgebiet (Entfall SP1) - Dr. Aichh-
olzer - Lechner - Beschlussfassung

4.6. Umwidmung Nr. 5.21 von Grünland in Dorfgebiet - Krempler - Beschlussfassung

5. INFORMATIONSFREIHEITSGESETZ
5.1. Zur Kenntnisnahme - Auskunftsbegehren nach dem Informationsfreiheitsgesetz

6. PRÜFBERICHT
6.1. Kenntnisnahme des Prüfberichtes der Prüfungsausschusssitzung vom 19.1.2026

7. ALLFÄLLIGES
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IV. P R O T O K O L L

1. BUDGET

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Die Erstellung eines Nachtragsvoranschlages zu diesem frühen Zeitpunkt des Jahres ist
erforderlich, weil wir, bevor wir den Beschluss des Finanzierungsplanes über den Kinde-
rgarten-Neubau fassen können, die Rechenwerke (Voranschlag und MEFP) dahingehend
anzupassen haben. Da der Finanzierungsplan über den Kindergarten-Neubau erst einen
Tag vor der Gemeinderatssitzung am 16.12.2025 eingelangt ist, war eine Einarbeitung in
den Voranschlag nicht mehr möglich. Bei diesem (ersten) Nachtragsvoranschlag werden
grundsätzlich nur die Vorhaben Kindergarten-Neubau, Strandbad-Sanierung, Radweg
Gampern-Seewalchen und der Fahrbahnteiler Teichstraße mit Radüberquerung (auf
Grund der neuen Kostenschätzung) angepasst.Weiterswerden die Zinszahlungen für das
Darlehen für den Kindergarten-Neubau auf Grund der Berechnungen unseres Planers
Gebetsberger ZT GmbH. aktualisiert. Das Vorhaben Strandbad-Sanierungwird vorerst mit
Euro 110.000,00 in das Rechenwerk aufgenommen. Diese Summe wird noch durch keine
Kostenschätzung bzw keine allfällige Variante, wie die Sanierung erfolgen wird, begrü-
ndet - jedoch müssen mindestens 100.000,00 Euro budgetiert werden, um über der Geri-
ngfügigkeitsgrenze zu liegen, damit ein Kostendämpfungsverfahren beim Land angesto-
ßen werden kann. Durch die Zinsbelastung für das Zwischenfinanzierungsdarlehen hat
sich natürlich das Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit der Jahre 2026-2030 gegen-
über dem Voranschlag 2026 verschlechtert, bleibt jedoch leicht im positiven Bereich.
Ein allfälliger zweiter Nachtragsvoranschlagwürde dann in der September Gemeinderat-
sitzung zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Wortprotokoll:
GVin Claudia Hauschildt-Buschberger dankte eingangs der Gemeindeverwaltung für die
umfangreiche Arbeit amVoranschlag undNachtragsvoranschlag. Sie führte aus, dass sich
aus ihrer Sicht gegenüber der vorhergehenden Beratung keine wesentlichen Änderungen
ergeben hätten, die eine Zustimmung zum Nachtragsvoranschlag rechtfertigen würden.
Sie verwies auf die angespannte finanzielle Situation der Gemeinde, insbesondere auf den
hohen Finanzierungsbedarf, den Abbau von Rücklagen sowie auf aus ihrer Sicht nicht
notwendige Ausgabenpositionen. Kritisch angemerkt wurde, dass bereits vorgebrachte
Kritikpunkte aus der vorangegangenen Gemeinderatssitzung im Nachtragsvoranschlag
nicht berücksichtigt worden seien. Weiters wurde die Finanzierungs- und Förderpraxis
des Landes Oberösterreich thematisiert. Dabei wurde ausgeführt, dass Gemeinden mit
vorhandenen Rücklagen benachteiligt würden, obwohl in der Vergangenheit sparsam
gewirtschaftet worden sei. Diese Vorgangsweise wurde als nicht sachgerecht beurteilt
und als zusätzliche Belastung für die Gemeinde dargestellt.

Vizebürgermeister Jürgen Kirchberger führte aus, dass seine ablehnende Haltung zu den
behandelten Punkten nicht gegen die vorgesehenen Projekte gerichtet sei. Er betonte
insbesondere die Notwendigkeit und Bedeutung des geplanten Kindergartenbaus und
sprach seine grundsätzliche Zustimmung zu den darin enthaltenen Maßnahmen aus.
Kritisch merkte er an, dass zur Finanzierung Maßnahmen wie der Zugriff auf Rücklagen

1.1. Nachtragsvoranschlag 2026 inkl MEFP
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oder der Verkauf von Liegenschaften erforderlich würden, obwohl aus seiner Sicht
alternative Nutzungsmöglichkeiten bestanden hätten. Diese Vorgangsweise wurde als
belastend für die Gemeinde empfunden.Er hielt fest, dass seine Enthaltung nicht aus
mangelnder Unterstützung für das Projekt resultiere, sondern aus Kritik an der
finanziellen Abwicklung und den damit verbundenen Rahmenbedingungen. Gleichzeitig
brachte er sein Vertrauen in die Arbeit der Gemeindeverwaltung sowie der Mitglieder des
Gemeinderates zum Ausdruck.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, auf Grund dermehrheitlichen Empfehlung imGemei-
ndevorstand, den Nachtragsvoranschlag 2026 inkl. MEFP 2027-2030 in der vorliegenden
Fassung zu beschließen.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:
Nein (4)

GV Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
GRMag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
GR Dr. Dunja Lamatsch GRÜNE
GRMag. Bernhard Strauch GRÜNE
Enthaltung (4)

GVMag. Irene Autengruber FPÖ
VBGM Jürgen Kirchberger SPÖ
GR Dipl.-Ing. Christian Hotwagner GRÜNE
GRMMag.a Olga Schiefermayer GRÜNE

Anlagen:
Nachtragsvoranschlag 2026 und MEFP 2027-2030

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Rechtzeitig vor dem 1.1.2026 haben wir den Finanzierungsplan des Landes OÖ (IKD-2025-
411855/17-Kt) über den Neubau des Kindergarten Seewalchens (fünfgruppig) mit Datum
vom 15.12.2025 erhalten. Diese rechtzeitige Zusage sichert der Marktgemeinde die 15 %
Sonderfinanzierung (Bedarfszuweisungsmittel) in der Höhe von Euro 418.200,00. Dieser
Finanzierungsplan muss (wie üblich) vom Gemeinderat beschlossen werden, um mit den
weiteren Schritten fortfahren zu können (Ausschreibung usw). Wie in der Gemeinderats-
sitzung am 16.12.2025 (TOP: Voranschlag 2026) besprochen setzt sich die Finanzierung
des Eigenmittelanteiles folgendermaßen zusammen:

227.800,00 Darlehensaufnahme (ohne Containerlösung und ohne Zwischenfinanzierung)
110.000,00 Eigenmittelanteil (Verkauf Arztwohnung) 366.300,00 KIP-Mittel (2025-2028).
Der Eigenmittelanteil von 110.000,00 Euro ist grundsätzlich durch den Verkauf der Arztw-
ohnung vorgesehen, ermuss jedoch nicht im Jahr 2026 eingesetzt werden. Der Eigenmitt-
elanteil kann auch auf andere Weise entrichtet werden (zB Rücklagen, lfd. Geschäftstä-
tigkeit,…).

1.2. Genehmigung des Finanzierungsplanes Kindergarten-Neubau
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Diese nun vom Land OÖ genehmigten Zahlen müssen in den Rechenwerken (Voranschlag
undMEFP) aktualisiert werden. Die beiden Rechenwerke werden in einem eigenen Tages-
ordnungspunkt zur Beschlussfassung vorgelegt.

Finanzierung:
Finanzierungsplan IKD-2025-411855/17-Kt

Wortprotokoll:
GVin Claudia Hauschildt-Buschberger führte aus, dass der Neubau des Kindergartens
trotz noch nicht abgeschriebener bestehender Bausubstanz aus Gründen des baulichen
Zustandes erforderlich sei, dies jedoch aus Sicht der Nachhaltigkeit kritisch zu beurteilen
sei. Sie äußerte weiters Bedenken hinsichtlich der Finanzierung, insbesondere der
erforderlichen Vorfinanzierung von Landesmitteln durch die Gemeinde sowie der damit
verbundenen Zinsbelastungen. Angesprochen wurden zudem die insgesamt steigenden
finanziellen Belastungen der Gemeinden, insbesondere im Bereich der Kinderbetreuung.
Kritisch hinterfragt wurde auch die im Finanzierungsplan vorgesehene Bedeckung durch
den Verkauf der Arztwohnung. Dabei wurde auf Unsicherheiten hinsichtlich Erlös, Kosten
der Parifizierung sowie der erforderlichen Beschlussfassungen hingewiesen. Weiters
wurde die fehlende Förderung von Übergangslösungen (Container) für den Kindergarten
thematisiert sowie die mangelnde Förderfähigkeit einer vorausschauenden baulichen
Erweiterungsmöglichkeit (z. B. Musikschule) angesprochen. Zusammenfassend wurde
festgehalten, dass der Bedarf an einem neuen Kindergarten außer Streit steht, jedoch
erhebliche Bedenken hinsichtlich der dargestellten Finanzierung und der Förderpraxis
des Landes bestehen. Aufgrund dieser Unsicherheiten wurde eine Enthaltung zum
Finanzierungsplan angekündigt.

GR Bernhard Strauch führte aus, dass seine ablehnende Haltung nicht gegen den
geplanten Kindergarten gerichtet sei, dessen Errichtung er grundsätzlich befürworte.
Seine Entscheidung begründete er mit erheblichen Bedenken hinsichtlich der finanziellen
Ausgestaltung des vorliegenden Finanzierungsplanes. Insbesondere wurde die
erforderlichemehrjährige Vorfinanzierung von Landesmitteln durch die Gemeinde kritisch
hinterfragt. Angesichts der angespannten finanziellen Situation der Gemeinde und der
vergleichsweise hohen jährlichen Belastung wurde diese Vorgangsweise als nicht
nachvollziehbar beurteilt. Zusammenfassend hielt er fest, dass er aufgrund der
dargestellten finanziellen Unsicherheiten dem Finanzierungsplan nicht zustimmen
könne.
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GR Erich Kaniak äußerte Bedenken hinsichtlich der finanziellen Tragfähigkeit des
Finanzierungsplanes, insbesondere aufgrund der Abhängigkeit von zugesagten Mitteln
übergeordneter Gebietskörperschaften und der damit verbundenen finanziellen Risiken
für die Gemeinde. Er betonte die Notwendigkeit einer realistischen und langfristig
gesicherten Finanzierung.

GV Ing. Kurt Berger führte aus, dass es in der vorliegenden Diskussion nicht um soziale
Forderungen, sondern um notwendige Voraussetzungen für die Elementarpädagogik
gehe. Er betonte, dass der Bau des Kindergartens eine wesentliche und unverzichtbare
Investition für die Zukunft der Kinder darstelle. Einsparungen in diesem Bereich seien aus
seiner Sicht nicht vertretbar. Er wies darauf hin, dass die finanzielle Belastung der
Gemeinde aufgrund der Rahmenbedingungen durch das Land entstehe, dies jedoch auf
anderen politischen Ebenen zu lösen sei. Die Gemeinde verfüge über Rücklagen, die in der
Vergangenheit verantwortungsvoll aufgebaut worden seien und nun
Handlungsspielraum eröffneten. Trotz bestehender Unsicherheiten hinsichtlich des
zeitlichen Zuflusses von Fördermitteln sei es wichtig, das Projekt weiterzuverfolgen.
Entscheidend sei, dass die notwendige Infrastruktur für die Kinder geschaffen werde,
auch wenn finanzielle Entscheidungen an anderer Stelle erforderlich würden.

Zum baulichen Zustand des bestehenden Kindergartens wurde festgehalten, dass eine
Sanierung wirtschaftlich nicht sinnvoll sei, da die Kosten nahe an jene eines Neubaus
herangereicht hätten. Abschließend sprach er sich für eine qualitativ hochwertige
Umsetzung aus, um langfristige Nachbesserungen zu vermeiden.

Vizebürgermeister GR Jürgen Kirchberger wolle nur kurz eine Zahl berichtigen. Das sei
nicht ganz korrekt gewesen. Man habe in Österreich eine erwerbstätige Quote von 74,1
Prozent. Also nicht 40, sondern 74. Oberösterreich sei das drittstärkste Bundesland, da
sei 77,2 Prozent die Erwerbstätigen Quote. Also seien es nicht 40 Prozent, die hackeln
würden, sondern 77. Er wolle nur, dass dies berichtigt sei.

GR Christoph Gingl führte aus, dass in der Sache grundsätzlich Einigkeit über die
Notwendigkeit des Kindergartens bestehe. Er betonte, dass die bevorstehende
Beschlussfassung eine klare Entscheidung erfordere, da der Bedarf unbestritten sei.
Symbolische Enthaltungen oder Ablehnungen als Ausdruck von Unzufriedenheit mit
übergeordneten Ebenen erachtete er als nicht zielführend. Maßgeblich sei, dass die
Gemeinde vor der konkreten Aufgabe stehe, einen Kindergarten zu errichten, und dazu
eine eindeutige Entscheidung zu treffen habe.

GVin Claudia Hauschildt-Buschberger stellte klar, dass ihre ablehnende Haltung nicht das
Projekt an sich betreffe, sondern die im Finanzierungsplan dargestellte Bedeckung. Sie
führte aus, dass die angesetzten Einnahmen aus dem Verkauf der Wohnung aus ihrer
Sicht nicht realistisch seien. Wäre die Bedeckung durch Rücklagen vorgesehen, hätte sie
einer Zustimmung zugestimmt. Ausschlaggebend für ihre Ablehnung sei somit die aus
ihrer Sicht unzutreffende Darstellung der Finanzierung.

Amtsleiter Christoph Riedler stellte klar, dass die im Finanzierungsplan angesetzten €
110.000,– lediglich einen Teilwert der betroffenen Wohnung darstellen und nicht den
Gesamtwert. Er führte aus, dass der Gesamtwert der Liegenschaft deutlich höher
eingeschätzt werde, die angesetzte Summe jedoch bewusst vorsichtig kalkuliert worden
sei. Die Aufnahme dieses Betrages in den Finanzierungsplan sei erforderlich gewesen, um
eine Bedeckung darzustellen, wobei weiterhin finanzielle Reserven bestünden.
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Schwankungen einzelner Ansätze seien bei Finanzierungsplänen grundsätzlich möglich
und vergleichbar mit anderen Förderannahmen.
Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, auf Grund dermehrheitlichen Empfehlung imGemei-
ndevorstand, den Finanzierungsplan (IKD-2025-411855/17-Kt) über denNeubau des Kind-
ergarten Seewalchens (fünfgruppig) mit Datum vom 15.12.2025 zu beschließen.

Beschluss:mehrheitliche Annahme

Namentliche Abstimmung:
Enthaltung (4)

VBGM Jürgen Kirchberger SPÖ
GV Claudia Hauschildt-Buschberger GRÜNE
GRMag.a Ursula Kölblinger GRÜNE
GRMag. Bernhard Strauch GRÜNE

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Aufgrund von Kostensteigerungen (Überschreiten des VPI-Wertes um 6,4 %) werden die
Gebührensätze in der Feuerwehr-Gebührenordnung angepasst. Gleichzeitig wurden einz-
elne formale Anpassungen aufgrund geänderter rechtlicher Rahmenbedingungen erford-
erlich, weshalb die Feuerwehr-Gebührenordnung neu erlassen wird.

Neben der Anpassung der Gebührensätze betreffen die Änderungen insbesondere folge-
nde Punkte:

 Die Promulgationsklausel wurde überarbeitet, da sowohl das Oö. Feuerwehrgesetz
2015 (Oö. FWG 2015) als auch das Finanzausgleichsgesetz 2024 (FAG 2024) zwisch-
enzeitlich novelliert wurden und daher die aktuell geltenden Gesetzesfassungen
zu zitieren sind.

 Anpassung des § 9 (Inkrafttreten) imHinblick auf die seit 1. Juli 2025 geltende elekt-
ronische Kundmachung von Verordnungen der Gemeindeorgane im Rechtsinform-
ationssystem des Bundes (RIS).

Die neue Feuerwehr-Gebührenordnung wird nach Beschlussfassung in der Gemeinderat-
ssitzung am 29.01.2026 im RIS kundgemacht und tritt mit der Kundmachung am
30.01.2026 in Kraft.

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dem Gemeinderat die Empfehlung auszusprechen,
die beiliegende neue Feuerwehr-Gebührenordnung, mit Inkrafttreten am 30.01.2026, zu
beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Feuerwehr-Gebührenordnung 2026 inkl. Anlage

1.3. Neuerlass der Feuerwehr-Gebührenordnung



Seite 11 von 20

2. PERSONAL

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
GR Herr Dipl.-Ing. Leonhard Eitzinger-Lange hat per 17.12.2025 sein Mandat im Gemeinde-
rat, seine Ersatzmitgliedschaft im Infrastrukturausschuss, dieMitgliedschaft im Umwelt-
und Klimaausschuss (Obmann) sowie Vorsitz-Stellvertreter im KEM-Ausschuss durch
Mandatsverlust (Wohnsitzwechsel nach Wien) verloren. Daher sind Nachwahlen in den
folgenden Ausschüssen notwendig:

Antrag:
Der Bürgermeister stellt den Antrag, dass die Wahlen auf der heutigen Tagesordnung st-
ehenden Punkte durch das Erheben der Hand erfolgen soll.

Beschluss: einstimmige Annahme
GR. Karin Hemetsberger ist bei der Abstimmung nicht anwesend.

Von der GRÜNEN-Fraktion liegt folgender Wahlvorschlag vor:
Neue Obfrau im Umwelt- und Klimaausschuss:
Claudia Hauschildt-Buschberger

Neues Ersatzmitglied im Umwelt- und Klimaausschuss (anstatt MMag.a. Olga Schiefe-
rmayer)
Dr. Siegfried Gierlinger

Neues Ersatzmitglied im Infrastrukturausschuss
Claudia Hauschildt-Buschberger

KEM-Ausschuss Vorsitz-Stellvertreterin
Claudia Hauschildt-Buschberger

Abstimmung durch die GRÜNE Fraktion. – einstimmige Annahme

Anlagen:
Mandatsverlust DI Leonard Eitzinger-Lange
Wahlvorschläge GRÜNE-Fraktion

3. FÖRDERWESEN

Wurde abgesetzt vor Beginn der Tagesordnung.

2.1. Nachwahlen GRÜNE-Fraktion - Mandatsverlust Dipl.Ing. Leonhard Eitzinger-La-
nge

3.1. Ansuchen der FF. Kemating Kostenübernahme bei der Neuanschaffung von Atem-
schutzgeräten
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Anlagen:
Ansuchen

4. RAUMORDNUNG

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
In der Gemeinderatssitzung am 17.03.2022 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, im
Ortszentrum von Seewalchen ein Neuplanungsgebiet zu erlassen, um zu gewährleisten,
dass dieser Bereich einer zweckmäßigen und geordneten Bebauung zugeführt wird.
Betroffen sind die Grundstücke Nr. .67, .68/1, .69, .70/1, .70/2, .70/3, .70/4, .71, .72, .73, .74,
.75, .76, .77, .84, .85/1, .85/2, .86, .899, 1823/2, 1826/1, 1827/1 Tfl., 1827/3 Tfl., 184/2,
1872/6, 1931/1 Tfl., 1976, 1977, 1978, 1979, 1980, 1981/1, 1981/2, 1982, 1984/1, 2009/1, 2010,
2011, 2012, 2013, 3077/2 Tfl., 3079/1, 3080, 3082 Tfl., 3099/4, 3099/5, 3099/6, 3099/7,
3099/8 Tfl., Katastralgemeinde 50319 Seewalchen.
Die Grenzen des Neuplanungsgebietes sind auf dem Flächenwidmungsplanauszug in der
angeschlossenenBeilage desOrtsplaners, ersichtlich (weiß bzw. schwarz strichliert umr-
andete Fläche).

Die Verordnung wurde am 03.02.2023 rechtswirksam und tritt entsprechend dem Anlass,
aus dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Bebauungspla-
nes, spätestens jedoch nach zwei Jahren außer Kraft, wenn sie nicht verlängert wird.
Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchst-
ens zweimal auf je ein weiteres Jahr verlängern.
Eine darüberhinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch
Verordnung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung des Beb-
auungsplanes ausschließlich deswegen verzögert, weil überörtliche Planungen berück-
sichtigtwerden sollen. Eine solche Verordnung bedarf der Genehmigung der Landesregie-
rung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und Berücksichtigung der überör-
tlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist gerechnet werden kann. Auch
im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnungmit demRechtswirksamwerden des neuen
Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft.
Das Neuplanungsgebiet wurde mit Gemeinderatsbeschluss vom 16.10.2024 bereits das
erste Mal um ein Jahr verlängert.

Seit einiger Zeit ist seitens der Pfarre angedacht, Grundstücke in Bauland umzuwidmen
und haben auch schon Gesprächemit der Gemeinde stattgefunden. Diese Grundstücke gr-
enzen teilweise an das Neuplanungsgebiet bzw. den zu erlassenden Bebauungsplan an.
Damit eine Bebauung der Gründe der Pfarre bestmöglich an den neuen Bebauungsplan
angebunden werden kann, wurde mit der Erstellung des neuen Bebauungsplanes noch
abgewartet. Daher ist es erforderlich - gem. § 37b Abs. 5 Oö. Raumordnungsgesetz 1994
idgF – das Neuplanungsgebiet letztmalig um 1 weiteres Jahr zu verlängern.

Die Verordnung wurde nach der Gemeinderatssitzung und Beschlussfassung in der Si-
tzung am 13.11.2025 über 2 Wochen an der Amtstafel kundgemacht. Anschließend ist der
Akt dem Amt der Oö Landesregierung zur Verordnungsprüfung übermittelt worden. Mit

4.1. Aufhebung der 2. Verlängerung des Neuplanungsgebietes "Ortskern" - Beschlus-
sfassung
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Schreiben vomAmt der Oö Landesregierung vom 16.12.2025wurden folgende Versagung-
sgründe (zusammengefasst) mitgeteilt:

Verordnungen der Gemeindeorgane sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,
innerhalb von 2Wochen nach der Beschlussfassung elektronisch imRahmen des Rechtsi-
nformationssystems des Bundes (RIS) kundzumachen. Diese Regelungen sind mit 1. Juli
2025 in Kraft getreten.
Die Verordnung der 2. Verlängerung der ursprünglichen Verordnung wurde allerdings an
der Amtstafel kundgemacht. Diese Form der Kundmachung entspricht nicht der zu dieser
Zeit schon geltenden neuen Regelung der Kundmachung von Verordnungen. Die Kundm-
achung an der Amtstafel ist daher nicht gesetzeskonform erfolgt, was zur Folge hat, dass
die Verordnung der 2. Verlängerung nicht rechtswirksamwerden konnte und daher gese-
tzwidrig ist.

Es ist daher die Verordnung der 2. Verlängerung als gesetzwidrig aufzuheben.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt aufgrund der Versagungsgründe den Antrag, dass
die Verordnung (kundgemachtmit Kundmachung vom 14.11.2025) der 2. Verlängerung des
Neuplanungsgebietes „Ortskern“ aufgehoben wird.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Beilage Ortsplaner, Aufhebung Verordnung, Schreiben Oö Landesregierung

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
In der Gemeinderatssitzung am 17.03.2022 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, im
Ortszentrum von Seewalchen ein Neuplanungsgebiet zu erlassen, um zu gewährleisten,
dass dieser Bereich einer zweckmäßigen und geordneten Bebauung zugeführt wird.
Betroffen sind die Grundstücke Nr. .67, .68/1, .69, .70/1, .70/2, .70/3, .70/4, .71, .72, .73, .74,
.75, .76, .77, .84, .85/1, .85/2, .86, .899, 1823/2, 1826/1, 1827/1 Tfl., 1827/3 Tfl., 184/2,
1872/6, 1931/1 Tfl., 1976, 1977, 1978, 1979, 1980, 1981/1, 1981/2, 1982, 1984/1, 2009/1, 2010,
2011, 2012, 2013, 3077/2 Tfl., 3079/1, 3080, 3082 Tfl., 3099/4, 3099/5, 3099/6, 3099/7,
3099/8 Tfl., Katastralgemeinde 50319 Seewalchen.
Die Grenzen des Neuplanungsgebietes sind auf dem Flächenwidmungsplanauszug in der
angeschlossenenBeilage desOrtsplaners, ersichtlich (weiß bzw. schwarz strichliert umr-
andete Fläche).

Die Verordnung wurde am 03.02.2023 rechtswirksam und tritt entsprechend dem Anlass,
aus dem sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Bebauungspla-
nes, spätestens jedoch nach zwei Jahren außer Kraft, wenn sie nicht verlängert wird.
Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchst-
ens zweimal auf je ein weiteres Jahr verlängern.

4.2. Verlängerung des Neuplanungsgebietes "Ortskern" - Beschlussfassung
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Eine darüberhinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei weitere Jahre kann durch
Verordnung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene Erlassung des Beb-
auungsplanes ausschließlich deswegen verzögert, weil überörtliche Planungen berück-
sichtigtwerden sollen. Eine solche Verordnung bedarf der Genehmigung der Landesregie-
rung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und Berücksichtigung der überör-
tlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist gerechnet werden kann. Auch
im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnungmit demRechtswirksamwerden des neuen
Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft.
Das Neuplanungsgebiet wurde mit Gemeinderatsbeschluss vom 16.10.2024 bereits das
erste Mal um ein Jahr verlängert.

Seit einiger Zeit ist seitens der Pfarre angedacht, Grundstücke in Bauland umzuwidmen
und haben auch schon Gesprächemit der Gemeinde stattgefunden. Diese Grundstücke gr-
enzen teilweise an das Neuplanungsgebiet bzw. den zu erlassenden Bebauungsplan an.
Damit eine Bebauung der Gründe der Pfarre bestmöglich an den neuen Bebauungsplan
angebunden werden kann, wurde mit der Erstellung des neuen Bebauungsplanes noch
abgewartet. Daher ist es erforderlich - gem. § 37b Abs 5 Oö Raumordnungsgesetz 1994
idgF – das Neuplanungsgebiet letztmalig um 1 weiteres Jahr zu verlängern.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, die Verlängerung der Verordnung des
Neuplanungsgebietes „Ortskern“ letztmalig um ein weiteres Jahr zu beschließen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Beilage Ortsplaner, Kundmachung Verordnung

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
Für die Umwidmung Nr. 5.21 von Grünland in Dorfgebiet wurde vom Amt der Oö. Landesr-
egierung ein Baulandsicherungsvertrag gefordert. Der Baulandsicherungsvertrag wird
mit Herrn Krempler Franz aus 4863 Seewalchen/A. abgeschlossen. Dahingehend wurde
ein Baulandsicherungsvertrag von RA Dr. Häupl ausgearbeitet. Der Inhalt des Bauland-
sicherungsvertrages ist allen Ausschussmitgliedern vollinhaltlich bekannt. Der markt-
übliche Verkehrswert wurde von RA Dr. Häupl mit € 190,00/m² angegeben. Das vom Ort-
splaner ausgearbeitete Parzellierungskonzept wurde den Widmungswerbern zur Kennt-
nis gebracht. Das Parzellierungskonzept bildet einen integrierten Bestandteil des Baula-
ndsicherungsvertrages. Nach intensiver Diskussion wird angeregt, den Verkehrswert mit
€ 190,00 festzulegen.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass der Baulandsicherungsvertrag in
der vorliegenden Form und einem Verkehrswert von € 190,00 inkl. Parzellierungskonzept
vom Gemeinderat beschlossen wird.

Beschluss: einstimmige Annahme

4.3. Baulandsicherungsvertrag Krempler - Beschlussfassung
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Anlagen:
Baulandsicherungsvertrag, Parzellierungskonzept

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 12.01.2026 hat das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Raumordnung,
die betroffenen Gemeinden informiert, dass die ausgearbeiteten Pläne hinsichtlich der
geplanten Grünzonen nunmehr vorliegen und die Gemeinden dazu innerhalb von 4
Wochen eine Stellungnahme abgeben können. Die in der Planungs- und
Raumordnungsausschuss-Sitzung vom 11.06.2025 beschlossenen Grünzonen und die im
jetzigen Plan dargestellten Grünzonen wurden von der Bauabteilung verglichen und
stimmen augenscheinlich überein.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die Grünzonen, sowie im Plan
dargestellt und der Abweichung im Bereich Litzlberg mittels Stellungnahme an das Land
Oö. beschlossen wird.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Unterlagen Amt der Oö Landesregierung

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
Der Planungsausschussobmann berichtet, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am
25.09.2025 unter TOP 4.6 den einstimmige Grundsatzbeschluss über die vorliegende Änd-
erung Nr. 24 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 gefasst hat.
Er führt weiters aus, dass die Notwendigkeit der Änderung Nr. 24 des Flächenwidmung-
splanes Nr. 5/2020 im Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 25.09.2025 ausfüh-
rlich behandelt und dargelegt worden ist.

Mit Kundmachung vom 03.10.2025 (angeschlagen am 23.10.2025) wurde gemäß § 33 Abs.
2 Oö. ROG 1994 die Absicht den Flächenwidmungsplan Nr. 5/2020 für einen Teil der Ort-
schaft „Moos“ neu aufzustellen, durch 4-wöchigen Anschlagmit der Aufforderung kundg-
emacht, dass jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaftmachen kann, seine Planung-
sinteressen beim Marktgemeindeamt schriftlich bekannt geben kann. Gleichzeitig wurde
mit Verständigung vom03.10.2025 gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 den Ämtern und Behö-
rden innerhalb von 8Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beimMarktgem-
eindeamt einzubringen. Ebenso wurde mit Verständigung vom 03.10.2025 gemäß § 36
Abs. 4 Oö. ROG 1994 den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit gegeben, ihre St-

4.4. Raumordnungsprogramm für die Region Gmunden-Vöcklabruck (Grünzonen) –
Anhörungsverfahren und Verfahren betreffend den Konsultationsmechanismus

4.5. Umwidmung Nr. 5.24 von Dorfgebiet mit SP1 in Dorfgebiet (Entfall SP1) - Dr.
Aichholzer - Lechner - Beschlussfassung
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ellungnahme innerhalb von 4 Wochen beim Marktgemeindeamt einzubringen. Dabei wu-
rden die Grundstücks- und Miteigentümer und Nachbarn im 10-m-Bereich nach den Bes-
timmungen des § 31 Abs. 1 Z 1 Oö. Bauordnung 1994 zu der von der Umwidmung betroffe-
nen Parzelle Nr. 1144/2, .94 und 1144/8, KG 50310 Litzlberg, in das Verfahren miteinbez-
ogen. Es ergeben sich bei diesen aber keine Änderungen in der Flächenwidmung, jedoch
sind diese imRahmender Bürgerbeteiligung imHinblick auf die Korrektur jedenfalls zu be-
teiligen.

Mit Schreiben vom 08.10.2025 teilt die Netz Oö GmbH – Gas mit, dass kein Einwand best-
eht.

Mit Schreiben vom08.10.2025 teilt die Netz Oö GmbH – Strommit, dass kein Einwand bes-
teht.

Mit Schreiben vom24.11.2025 teilt die ÖBB Immobilien GmbHmit, dass keine Einwände be-
stehen.
Mit Schreiben vom01.12.2025 teilt das Amt derOö Landesregierung, Herr DI Kampelmüller,
zusammengefasst mit, dass die Herausnahme der bestehenden „Schutz- und Pufferzone
im Bauland SP1“ aus fachlicher Sicht dann ohne Einwand zur Kenntnis genommenwerden
kann, wenn die Änderungsfläche auf das für den geplanten Balkonzubau erforderliche
Ausmaß imSinne der Stellungnahmen der Abt. Gesamtverkehrsplanung und öffentl. Verk-
ehr sowieWasserwirtschaft reduziert wird. Damitwird auch der ursprünglichen Intention
zur Festlegung der Schutz- oder Pufferzone aus Lärmschutzgründen nachwie vor entspr-
ochen.

Mit Schreiben vom05.11.2025 teilt das Amt der Oö. Landesregierung, Direktion Straßenbau
und Verkehr, Frau Kroiß, zusammengefasst mit, dass kein Einwand besteht. Die Zus-
timmung zur Flächenwidmungsplanänderung in vorgelegter Form erfolgt nur für die Er-
richtung eines Balkones.
Mit Schreiben vom 28.10.2025 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Wasserwirtsch-
aft, Herr DI Dinges zusammengefasst mit, dass der Änderungsantrag abgelehnt wird, da
davon ausgegangen wird, dass die ausgewiesene Schutz- und Pufferzone im Bauland der
geplanten Errichtung von einem Balkon nicht entgegensteht.

Mit Schreiben vom 13.10.2025 teilt die WLV, Herr DI Bitterlich zusammengefasst mit, dass
die geplante Änderung nicht imWiderspruch zum öffentl. Interesse am Schutz vorWildb-
achgefahren steht.

Mit Schreiben vom 12.11.2025 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Naturschutz, Herr
DI Locher zusammengefasst mit, dass aus fachlicher Sicht keine Einwände gegen die
geplante Auflassung der betreffenden Schutz- und Pufferzone bestehen.
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.
Aufgrund der negativen Stellungnahme vom Amt der Oö Landesregierung, Abt. Wasser-
wirtschaft, ist es erforderlich die Änderungsfläche (SP-Zone) zu reduzieren – damit auch
der ursprünglichen Intention zur Festlegung der Schutz- und Pufferzone aus ärmschu-
tzgründen entsprochen wird.
Diesbezüglich wurde der Plan vom Ortsplaner abgeändert und es ist erforderlich eine 2.
Planauflage durchzuführen.

Antrag:
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Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die ÄnderungNr. 24 des rechtswi-
rksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 sowie diese im überarbeiteten Plan des Or-
tsplanersmit seiner Stellungnahme vom25.08.2025 und 19.01.2026 vomGemeinderat be-
schlossen wird, damit eine 2. Planauflage erfolt..

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Plan, Stellungnahmen, Stellungnahme Ortsplaner

Berichterstatter: Ing. Harald Mayrhofer

Sachverhalt:
Der Planungsausschussobmann berichtet, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am
26.09.2024 unter TOP4.6 den einstimmige Grundsatzbeschluss über die vorliegende Änd-
erung Nr. 21 des Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 gefasst hat.
Er führt weiters aus, dass die Notwendigkeit der Änderung Nr. 21 des Flächenwidmung-
splanes Nr. 5/2020 im Grundsatzbeschluss des Gemeinderates vom 26.09.2024 ausfüh-
rlich behandelt und dargelegt worden ist.

Mit Kundmachung vom 15.09.2025 (angeschlagen am 23.10.2025) wurde gemäß § 33 Abs.
2 Oö. ROG 1994 die Absicht den Flächenwidmungsplan Nr. 5/2020 für einen Teil der Ort-
schaft „Steindorf“ neu aufzustellen, durch 4-wöchigen Anschlagmit der Aufforderung ku-
ndgemacht, dass jeder, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen kann, seine Pla-
nungsinteressen beim Marktgemeindeamt schriftlich bekannt geben kann. Gleichzeitig
wurdemit Verständigung vom 15.09.2025 gemäß§ 33Abs. 2 Oö. ROG 1994 denÄmtern und
Behörden innerhalb von 8 Wochen Gelegenheit gegeben, ihre Stellungnahme beim Mark-
tgemeindeamt einzubringen. Ebenso wurde mit Verständigung vom 15.09.2025 gemäß §
36 Abs. 4 Oö. ROG 1994 den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit gegeben, ihre
Stellungnahme innerhalb von 4 Wochen beim Marktgemeindeamt einzubringen. Dabei
wurden die Grundstücks- und Miteigentümer und Nachbarn im 10-m-Bereich nach den
Bestimmungen des § 31 Abs. 1 Z 1 Oö. Bauordnung 1994 zu der von der Umwidmung betr-
offenen Parzelle Nr. 1407, 1412 und 1423/2, KG 50319 Seewalchen, in das Verfahren mitei-
nbezogen. Es ergeben sich bei diesen aber keine Änderungen in der Flächenwidmung, jed-
och sind diese im Rahmen der Bürgerbeteiligung im Hinblick auf die Korrektur jedenfalls
zu beteiligen.

Mit Schreiben (Email) vom 29.09.2025 teilt die A1 mit, dass keine Einwände bestehen.
Mit Schreiben vom 26.09.2025 teilt die Netz Oö GmbH – Gas mit, dass kein Einwand best-
eht.

Mit Schreiben vom26.09.2025 teilt die Netz Oö GmbH– Strommit, dass kein Einwand bes-
teht.

Mit Schreiben vom 23.10.2025 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Herr DI Kampelm-
üller, zusammengefasst mit, dass der Umwidmung aus fachlicher Sicht ohne Einwand

4.6. Umwidmung Nr. 5.21 von Grünland in Dorfgebiet - Krempler - Beschlussfassung
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zugestimmt wird. Die geplante Umwidmung stimmt mit den Festlegungen des Örtlichen
Entwicklungskonzeptes überein.
Mit Schreiben vom 13.10.2025 teilt das Amt der Oö Landesregierung, Abt. Naturschutz,
Herr DI Locher zusammengefasst mit, dass aus fachlicher Sicht die geplante Umwidmung
vertreten werden kann.
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.
Zusätzlichwird auf die StellungnahmedesOrtsplaners vom 14.09.2024 und 10.11.2025 ve-
rwiesen.

Alle Stellungnahmenwurden denMitgliedern des Gemeinderates übermittelt und zur Ke-
nntnis gebracht.

Antrag:
Der Planungsausschussobmann stellt den Antrag, dass die Änderung Nr. 21 des rechtswi-
rksamen Flächenwidmungsplanes Nr. 5/2020 sowie diese im Plan des Ortsplaners mit
seiner Stellungnahme vom 14.09.2024 und 10.11.2025 vom Gemeinderat beschlossen
wird.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Plan, Stellungnahmen, Stellungnahme Ortsplaner

5. INFORMATIONSFREIHEITSGESETZ

Berichterstatter: Bgm. Gerald Egger, MBA

Sachverhalt:
Gemäß § 43 Abs. 4 Z 4 Oö. Gemeindeordnung 1990 ist dem Gemeinderat über Entscheidu-
ngen im Zusammenhang mit dem Informationsfreiheitsgesetz (IFG) zu berichten, sofern
die Zuständigkeit –wie durch Beschluss vom25. September 2025 erfolgt – auf den Bürge-
rmeister übertragenwurde. ImBerichtszeitraum06.12.2025 bis 12.01.2026wurden ein An-
trag auf Erlassung eines Bescheides sowie eine Bescheidbeschwerde eingereicht.

Anlagen:
IFG-Anträge und deren Beantwortung im Berichtszeitraum

6. PRÜFBERICHT

Berichterstatter: Rudolf Stockinger

Sachverhalt:
Am 19.01.2026 fand im Sitzungssaal des Rathauses eine Sitzung des Prüfungsausschus-
ses statt.

5.1. Zur Kenntnisnahme - Auskunftsbegehren nach dem Informationsfreiheitsgesetz

6.1. Kenntnisnahme des Prüfberichtes der Prüfungsausschusssitzung vom 19.1.2026
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Tagesordnung
1. Kassaprüfung
2. Belegsprüfung November-Dezember 2025
3. Subventionen 2025
4. Offene Punkte aus der letzten Sitzung
5. Allfälliges

Das Ergebnis - Bericht und Verhandlungsschrift – wurde dem Bürgermeister im Sinne des
§ 91 der Oö. GemO. 1990 zur Kenntnis gebracht.

Rechtsgrundlagen:
Gemäß § 11 Geschäftsordnung Prüfungsausschüsse hat der Prüfungsausschuss über das
Ergebnis der Prüfung dem Gemeinderat jeweils einen schriftlichen, mit entsprechenden
Anträgen versehenen Bericht zu erstatten. Der Prüfbericht ist rechtlich von der Verha-
ndlungsschrift zu trennen und ist unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu beschlie-
ßen. Der Prüfbericht ist binnen 12 Wochen ab Unterfertigung im Gemeinderat zu behand-
eln.

Antrag:
Der Obmann des Prüfungsausschusses stellt den Antrag, den Prüfbericht der Prüfungs-
ausschusssitzung vom 19.01.2026 zur Kenntnis zu nehmen.

Beschluss: einstimmige Annahme

Anlagen:
Prüfbericht

7. ALLFÄLLIGES

Al Riedler gibt bekannt, das der Traktor Fendt mit Anbauteile zum Verkauf steht. Dieser
wird auf der Homepage veröffentlicht, Mindestgebot 27.500,00 €.

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl kündigt eine Veranstaltung im Kunstbereich an (Ver-
nissage von 16.02. bis 27.03.)

GR. Ing. Kurt Berger weist darauf hin, dass im Zuge der Sanierung der Agerbrücke auch
die Anschlussthematik des Radwegs besprochen werden soll.

GR. Bernhard Niedermeier berichtet, dass es zuletzt erneut zu Problemen bei den Buski-
ndern im Bereich Neusteindorf gekommen ist. Der Bus hat bei der Haltestelle nicht ang-
ehalten.

Keine weiterenWortmeldungen.

Nachdemdie Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge undWortmeldungen nicht
mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:10 Uhr.

Der Schriftführer: Der Vorsitzende:
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…………………………………. ………………………………………
(AL Christoph Riedler) Bgm. Gerald Egger, MBA

Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in
der Sitzung vom 26.03.2026 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlu-
ngsschrift daher im Sinne des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.

Der Vorsitzende:

(Bgm. Gerald Egger)

Für die SPÖ-Fraktion: Für die ÖVP-Fraktion:

…………………………………… …………………………………….
(GV. Ing.Kurt Berger) (GV. Markus Kitzberger)

Für die FPÖ-Fraktion: Für die GRÜNE-Fraktion:

..…………………………………… ………………………………….
(GV. Mag. Irene Autengruber) (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)

.


